
16. Die Karlsbader Beschlüsse  
 
Die nach den Freiheitskriegen an den deutschen Universitäten entstandene 
Burschenschaft war der Kern der gegen den Deutschen Bund gerichteten 
oppositionellen Bewegung. Auf dem Wartburgfest (18. Oktober 1817) bekannte die 
Burschenschaft sich zu dem auf Freiheit und Einheit zu gründenden deutschen 
Nationalstaat. Die deutschen Regierungen beobachteten beunruhigt die 
„demagogischen Umtriebe" der akademischen Jugend. Die Ermordung des 
Schriftstellers Kotzebue durch den Burschenschafter Karl Ludwig Sand (23. März 
1819) gab den Regierungen den willkommenen Anlaß zu energischen 
Gegenmaßnahmen. Vom 6. bis 31. August 1819 fanden in Karlsbad 
Ministerkonferenzen statt, an denen zehn deutsche Regierungen teilnahmen. Das 
Ergebnis waren die „Karlsbader Beschlüsse", nämlich die Entwürfe von vier 
Bundesgesetzen: des Universitätsgesetzes, des Preßgesetzes, des 
Untersuchungsgesetzes und der vorläufigen Exekutionsordnung. An ihre Stelle trat die 
endgültige Exekutionsordnung vom 3. August 1820, die als Quelle wiedergegeben wird. 
Das Plenum des Bundestags in Frankfurt setzte die Entwürfe durch Bundesbeschluß 
vom 20. September 1819 in Kraft. 
 
Bundes-Universitätsgesetz („Provisorischer Bundesbeschluß über die in Ansehung  
der Universitäten zu ergreifenden Maßregeln") vom 20. September 1819 
(Protokolle der Bundesversammlung 1819, 35. Sitzung, § 220) 
 
§. 1. Es soll bei jeder Universität ein mit zweckmäßigen Instructionen und ausgedehnten 
Befugnissen versehener, am Orte der Universität residirender, außerordentlicher 
landesherrlicher Bevollmächtigter, entweder in der Person des bisherigen Curators oder 
eines andern, von der Regierung dazu tüchtig befundenen Mannes angestellt werden. 
 
Das Amt dieses Bevollmächtigten soll sein, über die strengste Vollziehung der 
bestehenden Gesetze und Disciplinar-Vorschriften zu wachen, der Geist, in welchem 
die akademischen Lehrer bei ihren öffentlichen und Privat-Vorträgen verfahren, 
sogfältig zu beobachten, und demselben, jedoch ohne unmittelbare Einmischung in das 
Wissenschaftliche und die Lehrmethoden eine heilsame, auf die künftige Bestimmung 
der studierenden Jugend berechnete Richtung zu geben endlich Allem, was zur 
Beförderung der Sittlichkeit, der guten Ordnung und des äußern Anstandes unter den 
Studierenden dienen kann, seine unausgesetzte Aufmerksamkeit zu widmen. 
 
Das Verhältniß dieser außerordentlichen Bevollmächtigten zu den akademischen 
Senaten soll, so wie alles, was auf die nähere Bestimmung ihres Wirkungskreises und 
ihrer Geschäftsführung Bezug hat, in den ihnen von ihrer obersten Staatsbehörde zu 
ertheilenden Instructionen, mit Rücksicht auf die Umstände, durch welche die 
Ernennung dieser Bevollmächtigten veranlaßt worden ist, so genau als möglich 
festgesetzt werden. 
 
§. 2. Die Bundesregierungen verpflichten sich gegeneinander, Universitäts- und andere 
öffentliche Lehrer, die durch erweisliche Abweichung von ihrer Pflicht oder 
Ueberschreitung der Grenzen ihres Berufes, durch Mißbrauch ihres rechtmäßigen 
Einflusses auf die Gemüther der Jugend, durch Verbreitung verderblicher, der 



öffentlichen Ordnung und Ruhe feindseliger oder die Grundlagen der bestehenden 
Staatseinrichtungen untergrabender Lehren, ihre Unfähigkeit zu Verwaltung des ihnen 
anvertrauten wichtigen Amtes unverkennbar an den Tag gelegt haben, von den 
Universitäten und sonstigen Lehranstalten zu entfernen ohne daß ihnen hierbei, so lange 
der gegenwärtige Beschluß in Wirksamkeit bleibt, und bis über diesen Punct definitive 
Anordnungen ausgesprochen seyn werden, irgend ein Hinderniß im Wege stehen könne. 
Jedoch soll eine Maßregel dieser Art nie anders, als auf den vollständig motivirten 
Antrag des der Universität vorgesetzten Regierungs-Bevollmächtigten oder von 
demselben vorher eingeforderten Bericht beschlossen werden. 
 
Ein auf solche Weise ausgeschlossener Lehrer darf in keinem andern Bundesstaate bei 
irgend einem öffentlichen Lehr-Institute wieder angestellt werden. 
 
§. 3. Die seit langer Zeit bestehenden Gesetze gegen geheime oder nicht autorisirte 
Verbindungen auf den Universitäten sollen in ihrer ganzen Kraft und Strenge 
aufrechterhalten, und insbesondere auf den seit einigen Jahren gestifteten unter dem 
Namen der allgemeinen Burschenschaft bekannten Verein um so bestimmter 
ausgedehnt werden, als diesem Verein die schlechterdings unzulässige Voraussetzung 
einer fortdauernden Gemeinschaft und Correspondenz zwischen den verschiedenen 
Universitäten zum Grunde liegt. Den Regierungs-Bevollmächtigten soll in Ansehung 
dieses Punctes eine vorzügliche Wachsamkeit zur Pflicht gemacht werden.  
 
Die Regierungen vereinigen sich darüber, daß Individuen, die nach Bekanntmachung 
des gegenwärtigen Beschlusses erweislich in geheimen oder nicht autorisirten 
Verbindungen geblieben oder in solche getreten sind, bei keinem öffentlichen Amte 
zugelassen werden sollen. 
 
§. 4. Kein Studirender, der durch einen von dem Regierungs-Bevollmächtigten 
bestätigten oder auf dessen Antrag erfolgten Beschluß eines akademischen Senats von 
einer Universität verwiesen worden ist, oder der, um einem solchen Beschlusse zu 
entgehen, sich von der Universität entfernt hat, soll auf einer andern Universität 
zugelassen, auch überhaupt kein Studirender ohne ein befriedigendes Zeugniß seines 
Wohlverhaltens auf der von ihm verlassenen Universität von irgend einer andern 
Universität aufgenommen werden. 
 
Bundes-Preßgesetz („Provisorische Bestimmungen hinsichtlich der Freiheit der 
Presse") 
vom 20. September 1819  
(Protokolle der Bundesversammlung 1819, 35. Sitzung, § 220) 
 
§. 1. So lange als der gegenwärtige Beschluß in Kraft bleiben wird, dürfen Schriften, die 
in der Form täglicher Blätter oder heftweise erscheinen, deßgleichen solche, die nicht 
über 20 Bogen im Druck stark sind, in keinem deutschen Bundesstaate ohne Vorwissen 
und vorgängige Genehmhaltung der Landesbehörden zum Druck befördert werden. 
Schriften, die nicht in eine der hier namhaft gemachten Classen gehören, werden 
fernerhin nach den in den einzelnen Bundesstaaten erlassenen oder noch zu erlassenden 
Gesetzen behandelt. Wenn dergleichen Schriften aber irgend einem Bundesstaate Anlaß 
zur Klage geben, so soll diese Klage im Namen der Regierung, an welche sie gerichtet 



ist, nach den in den einzelnen Bundesstaaten bestehenden Formen, gegen die Verfasser 
oder Verleger der dadurch betroffenen Schrift erledigt werden. 
 
§. 2. Die zur Aufrechthaltung dieses Beschlusses erforderlichen Mittel und 
Vorkehrungen bleiben der nähern Bestimmung der Regierungen anheimgestellt; sie 
müssen jedoch von der Art seyn, daß dadurch dem Sinn und Zweck der 
Hauptbestimmung des § 1 vollständig Genüge geleistet werde. 
 
§. 3. Da der gegenwärtige Beschluß durch die unter den obwaltenden Umständen von 
den Bundes-Regierungen anerkannte Nothwendigkeit vorbeugender Maßregeln gegen 
den Mißbrauch der Presse veranlaßt worden ist, so können die auf gerichtliche 
Verfolgung und Bestrafung der im Wege des Drucks bereits verwirklichten Mißbräuche 
und Vergehungen abzweckenden Gesetze, in so weit sie auf die im 1. § bezeichneten 
Classen von Druckschriften anwendbar seyn sollen so lange dieser Beschluß in Kraft 
bleibt, in keinem Bundesstaate als zureichend betrachtet werden. 
 
§. 4. Jeder Bundesstaat ist für die unter seiner Oberaufsicht erscheinenden mithin für 
sämmtliche unter der Hauptbestimmung des § 1 begriffenen Druckschriften, in so fern 
dadurch die Würde oder Sicherheit anderer Bundesstaaten verletzt, die Verfassung oder 
Verwaltung derselben angegriffen wird, nicht nur den unmittelbaren Beleidigten, 
sondern auch der Gesammtheit des Bundes verantwortlich. 

 
§. 5. Damit aber diese, in dem Wesen des deutschen Bundes-Vereins gegründete, von 
dessen Fortdauer unzertrennliche, wechselseitige Verantwortlichkeit nicht zu unnützen 
Störungen des zwischen den Bundesstaaten obwaltenden freundschaftlichen 
Verhältnisses Anlaß geben möge, so übernehmen sämmtliche Mitglieder des deutschen 
Bundes die feierliche Verpflichtung gegen einander, bei der Aufsicht über die in ihren 
Ländern erscheinenden Zeitungen, Zeit- und Flugschriften mit wachsamem Ernste zu 
verfahren, und diese Aufsicht dergestalt handhaben zu lassen, daß dadurch 
gegenseitigen Klagen und unangenehmen Erörterungen auf jede Weise möglichst 
vorgebeugt werde. 
 
§. 6. Damit jedoch auch die durch gegenwärtigen Beschluß beabsichtigte allgemeine 
und wechselseitige Gewährleistung der moralischen und politischen Unverletzlichkeit 
der Gesammtheit und aller Mitglieder des Bundes nicht auf einzelnen Puncten gefährdet 
werden könne, so soll in dem Falle, wo die Regierung eines Bundesstaates sich durch 
die in einem andern Bundesstaate erscheinenden Druckschriften verletzt glaubte, und 
durch freundschaftliche Rücksprache oder diplomatische Correspondenz zu einer 
vollständigen Befriedigung und Abhülfe nicht gelangen könnte, derselben ausdrücklich 
vorbehalten bleiben, über dergleichen Schriften Beschwerde bei der 
Bundesversammlung zu führen, letztere aber sodann gehalten seyn die angebrachte 
Beschwerde commissarisch untersuchen zu lassen und, wenn dieselbe gegründet 
befunden wird, die unmittelbare Unterdrückung der in Rede stehenden Schrift, auch 
wenn sie zur Classe der periodischen gehört, aller fernern Fortsetzung derselben durch 
einen entscheidenden Ausspruch zu verfügen. 
 
Die Bundesversammlung soll außerdem befugt seyn, die zu ihrer Kenntniß 
gelangenden, unter der Hauptbestimmung des § 1 begriffenen Schriften, in welchem 



deutschen Staate sie auch erscheinen mögen, wenn solche, nach dem Gutachten einer 
von ihr ernannten Commission, der Würde des Bundes, der Sicherheit einzelner 
Bundesstaaten oder der Erhaltung des Friedens und der Ruhe in Deutschland 
zuwiderlaufen, ohne vorhergegangene Aufforderung, aus eigener Autorität, durch einen 
Ausspruch, von welchem keine Appellation stattfindet, zu unterdrücken, und die 
betreffenden Regierungen sind verpflichtet, diesen Ausspruch zu vollziehen. 
 
§. 7. Wenn eine Zeitung oder Zeitschrift durch einen Ausspruch der 
Bundesversammlung unterdrückt worden ist, so darf der Redacteur derselben binnen 
fünf Jahren in keinem Bundesstaate bei der Redaction einer ähnlichen Schrift 
zugelassen werden. Die Verfasser, Herausgeber, und Verleger der unter der 
Hauptbestimmung des § 1 begriffenen Schriften bleiben übrigens, wenn sie den 
Vorschriften dieses Beschlusses gemäß gehandelt haben, von aller weitern 
Verantwortung frei, und die im § 6 erwähnten Aussprüche der Bundesversammlung 
werden ausschließend gegen die Schriften, nie gegen die Personen, gerichtet. 
 
§. 8. Sämmtliche Bundesglieder verpflichten sich, in einem Zeitraum von zwei Monaten 
die Bundesversammlung von den Verfügungen und Vorschriften, durch welche sie dem 
§ 1 dieses Beschlusses Genüge zu leisten gedenken, in Kenntniß zu setzen. 
 
§. 9. Alle in Deutschland erscheinenden Druckschriften, sie mögen unter den 
Bestimmungen dieses Beschlusses begriffen seyn oder nicht, müssen mit dem Namen 
des Verlegers und, in so fern sie zur Classe der Zeitungen oder Zeitschriften gehören 
auch mit dem Namen des Redacteurs versehen seyn. Druckschriften, bei weichen diese 
Vorschrift nicht beobachtet ist, dürfen in keinem Bundesstaate in Umlauf gesetzt und 
müssen, wenn solches heimlicher Weise geschieht, gleich bei ihrer Erscheinung in 
Beschlag genommen, auch die Verbreiter derselben, nach Beschaffenheit der Umstände, 
zu angemessener Geld- oder Gefängnisstrafe verurtheilt werden. 
 
§. 10. Der gegenwärtige einstweilige Beschluß soll, vom heutigen Tage an, fünf Jahre 
lang in Wirksamkeit bleiben. Vor Ablauf dieser Zeit soll am Bundestage gründlich 
untersucht werden, auf welche Weise die im 18. Artikel der Bundes-Acte in Anregung 
gebrachten gleichförmigen Verfügungen über die Preßfreiheit in Erfüllung zu setzen 
seyn möchten, und demnächst ein Definitv-Beschluß über die rechtmäßigen Grenzen 
der Preßfreiheit in Deutschland erfolgen. 
 
Bundes-Untersuchungsgesetz („Beschluß betreffend die Bestellung einer 
Centralbehörde zur nähern Untersuchung der in mehreren Bundesstaaten 
entdeckten revolutionären Umtriebe") 
vom 20. September 1819 
(Protokolle der Bundesversammlung 1819, 35. Sitzung, § 220) 
 
Art. 1. Innerhalb vierzehn Tagen, von der Fassung gegenwärtigen Beschlusses an zu 
rechnen, versammelt sich in der Stadt und Bundesfestung Mainz eine aus sieben 
Mitgliedern, mit Einschluß eines Vorsitzenden, zusammengesetzte, außerordentliche, 
von dem Bunde ausgehende Central-Untersuchungs-Commission. 
 



Art. 2. Der Zweck dieser Commission ist gemeinschaftliche, möglichst gründliche und 
umfassende Untersuchung und Feststellung des Thatbestandes, des Ursprungs und der 
mannigfachen Verzweigungen der gegen die bestehende Verfassung und innere Ruhe, 
sowohl des ganzen Bundes, als einzelner Bundesstaaten, gerichteten revolutionären 
Umtriebe und demagogischen Verbindungen, von welchen nähere oder entferntere 
Indicien bereits vorliegen, oder sich in dem Laufe der Untersuchung ergeben möchten. 
 
Art. 3. Die Bundesversammlung wählt durch Mehrheit der Stimmen der engern 
Versammlung die sieben Bundesglieder, welche die Central-Untersuchungs-
Commissarien zu ernennen haben. 
 
Den Vorsitzenden bestimmen die sieben von den Bundesgliedern ernannten 
Commissarien, nach ihrer Constituirung als Central-Untersuchungs-Commission durch 
Wahl aus ihrer Mitte. 
 
Art. 4. Zu Mitgliedern der Central-Untersuchungs-Commission können nur Staatsdiener 
ernannt werden, welche in dem Staate, der sie ernennt, in richterlichen Verhältnissen 
stehen, oder gestanden, oder wichtige Untersuchungen instruirt haben. 
 
Jedem Commissarius wird ein auf das Protokoll verpflichteter Actuarius oder Secretär 
von seiner Regierung beigegeben, welche zusammen das Canzlei-Personale bilden. 
 
Der Vorsitzende vertheilt die zu erledigenden Geschäfte unter die einzelnen Mitglieder. 
 
Beschlüsse werden auf vorgängigen Vortrag nach Stimmenmehrheit gefaßt. 
 
Art. 5. Um ihren Zweck zu erreichen, wird die Central-Untersuchungs-Commission die 
Oberleitung der in verschiedenen Bundesstaaten theils schon angefangenen, theils 
vielleicht noch anzufangenden Local-Untersuchungen übernehmen. 
 
Die Behörden, welche dergleichen Untersuchungen bisher geführt haben, oder künftig 
führen werden, sind von ihren Regierungen anzuweisen, die bei ihnen verhandelten 
Acten in möglichst kürzester Zeit an die Central-Untersuchungs-Commission entweder 
in Urschrift oder in Abschrift einzusenden, den von der besagten Bundes-Commission 
an sie gelangenden Requisitionen schleunigst und vollständigst zu willfahren, in 
Gemäßheit derselben die erforderlichen Untersuchungen mit möglichster Genauigkeit 
und Beschleunigung vorzunehmen oder fortzusetzen, und mit Verhaftung der 
inculpirten Personen vorzuschreiten. 
 
Neue, zu Entdeckungen führende Spuren sind die Localbehörden auch ohne vorläufige 
Anfrage bei der Central-Untersuchungs-Commission unverzüglich zu verfolgen, jedoch 
zugleich der letztern davon Kenntniß zu geben verpflichtet. 
 
Ueberhaupt werden die Localbehörden von ihren obersten Landesbehörden angewiesen 
werden, sowohl mit der Central-Bundes-Commission als unter sich, in fortgesetzter 
Communication zu bleiben, und sich gegenseitig in Beziehung auf den Art. 2 der 
Bundes-Acte zu unterstützen. 



 
Art. 6. Sämmtliche Bundesglieder, in deren Gebiet bereits Untersuchungen eingeleitet 
sind, verpflichten sich, der Central-Untersuchungs-Commission unmittelbar nach ihrer 
Constituirung die Localbehörden oder Commissionen, welchen sie die Untersuchung 
anvertraut haben, anzuzeigen. 
 
Die Bundesglieder, in deren Staaten Untersuchungen dieser Art noch nicht eingeleitet 
sind, jedoch aber noch nöthig werden sollten, sind verbunden, auf das dieser wegen von 
der Central-Untersuchungs-Commission an sie gelangende Ansinnen, sogleich die 
Untersuchung vornehmen zu lassen, und der Central-Commission die Behörde namhaft 
zu machen, welcher sie hierzu den Auftrag ertheilen. 
 
Art. 7. Die Central-Bundes-Commission ist berechtiget, wenn sie es nöthig findet, ein 
oder das andere Individuum selbst zu vernehmen. Sie wird sich um Sistirung derselben 
an die obersten Staatsbehörden der Bundesglieder oder an die ihr, vermöge Art. 6, 
bekannt gemachten Behörden wenden. Bei, von der Central-Commission anerkannter, 
unumgänglicher Nothwendigkeit sind dergleichen Personen auf die, erwähnter Maßen 
an die obersten Staats- oder bereits designirten Localbehörden gerichtete Requisition 
der Central-Commission zu verhaften und unter sicherer Bedeckung nach Mainz 
abzuführen. 
 
Art. 8. Zu sicherer Verwahrung der an den Sitz der Commission zu transportirenden 
Individuen sollen die erforderlichen Anstalten getroffen werden. 
 
Die Kosten der Commission, so wie der Untersuchung selbst, sind von dem Bunde zu 
tragen. 
 
Art. 9. Auf gegenwärtigen Bundesschluß wird die Central-Untersuchungs-Commission 
anstatt besonderer Instruction verwiesen. 
 
In allen Fällen, wo sich Anstände ergeben, oder überhaupt die Central-Untersuchungs-
Commission weitere Verhaltungsbefehle einzuholen, in den Fall kommen sollte hat 
dieselbe an die Bundesversammlung zu berichten, welche zur Einleitung der 
Beschlußnahme und Vortrag über solche Anfragen eine Commission von drei 
Mitgliedern aus ihrer Mitte ernennen wird. 
 
Art. 10. Eben so ist über die Resultate der möglichst zu beschleunigenden Untersuchung 
von der Central-Untersuchungs-Commission Bericht an die Bundesversammlung von 
Zeit zu Zeit zu erstatten. 
 
Die Bundesversammlung wird nach Maßgabe der, sowohl im Einzelnen, als nach 
geschlossener Untersuchung aus den ganzen Verhandlungen sich ergebenden Resultate, 
die weitern Beschlüsse zu Einleitung des gerichtlichen Verfahrens fassen. 
 
Exekutions-Ordnung vom 3. August 1820 
(Protokolle der deutschen Bundesversammlung 1820, S. 222) 
 



Art. 1. Die Bundesversammlung hat das Recht und die Verbindlichkeit, für die 
Vollziehung der Bundesacte und übrigen Grundgesetze des Bundes, der, in Gemäßheit 
ihrer Competenz, von ihr gefaßten Beschlüsse, der durch Austräge gefällten 
schiedsrichterlichen Erkenntnisse der unter die Gewährleistung des Bundes gestellten 
compromissarischen Entscheidungen und der am Bundestage vermittelten Vergleiche, 
so wie für die Aufrechthaltung der von dem Bunde übernommenen besondern 
Garantien, zu sorgen, auch zu diesem Ende, nach Erschöpfung aller andern 
bundesverfassungsmäßigen Mittel, die erforderlichen Executions-Maaßregeln in 
Anwendung zu bringen. 
 
Art. 2. Zur Erfüllung dieser Verbindlichkeit wählt die Bundesversammlung jedesmal für 
den Zeitraum von sechs Monaten, mit Einschluß der Ferien, aus ihrer Mitte eine 
Commission von fünf Mitgliedern mit zwei Stellvertretern dergestalt, daß bei deren 
jedesmaligen Erneuerung wenigstens zwei neue Mitglieder darin aufgenommen werden. 
An dieselbe werden alle der Bundesversammlung zukommenden Eingaben und 
Anzeigen abgegeben, welche auf die im 1. Artikel bezeichneten 
Vollziehungsgegenstände Bezug haben. 
 
Art. 3. Dieser Commission liegt ob, zuvörderst zu prüfen, ob der bundesmäßigen 
Verpflichtung vollständige oder unzureichende Folge geleistet worden sey, und darüber 
Vortrag an die Bundesversammlung zu erstatten. Erhält diese dadurch die 
Ueberzeugung, daß in dem gegebenen Falle die gesetzlichen Vorschriften gar nicht, 
oder nicht hinlänglich befolgt worden sind, so hat sie, nach Beschaffenheit der 
Umstände, einen kurzen Termin anzuberaumen, um von den Gesandten der 
Bundesstaaten, welche solches angeht, entweder die Erklärung der hierauf erfolgten 
Vollziehung oder die genügende und vollständige Nachweisung der Ursachen, welche 
der Folgeleistung noch entgegenstehen, zu vernehmen. 
 
Nach erfolgter Erklärung, oder, in Ermangelung dieser, nach Ablauf der bestimmten 
Frist, hat die Bundesversammlung auf das von der Commission darüber abzugebende 
Gutachten zu beurtheilen, in wie fern die Sache erledigt, oder der Fall der 
Nichterfüllung der bundesmäßigen Verpflichtung begründet, und sonach das geeignete 
Executions-Verfahren zu beschließen ist. 
 
Art. 4. Ehe die Bundesversammlung die wirkliche Ausführung ihres wegen der 
Execution und der dabei anzuwendenden Mittel gefaßten Beschlusses verfügt, wird sie 
denselben der Regierung des betheiligten Bundesstaats durch dessen 
Bundestagsgesandten mittheilen und zugleich an diese eine angemessene motivirte 
Aufforderung zur Folgeleistung, unter Bestimmung einer nach Lage der Sache zu 
bemessenden Zeitfrist ergehen lassen. 
 
Art. 5. Wenn hierauf die Befolgung angezeigt wird, so hat die Commission ihr 
Gutachten darüber abzugeben, und der Bundestag zu beurtheilen, in wie fern solches 
zur Genüge geschehen ist. - Ergeht keine solche Anzeige, oder wird selbige nicht 
hinreichend befunden, so wird ohne Verzug der wirkliche Eintritt des angedrohten 
Executions-Verfahrens beschlossen, und zugleich der Bundesstaat, der zu diesem 
Beschlusse Anlaß gegeben hat, davon nochmals in Kenntniß gesetzt. 
 



Art. 6. Da jede Bundesregierung die Obliegenheit hat, auf Vollziehung der 
Bundesbeschlüsse zu halten, der Bundesversammlung aber eine unmittelbare 
Einwirkung auf die innere Verwaltung der Bundesstaaten nicht zusteht, so kann in der 
Regel nur gegen die Regierung selbst ein Executions-Verfahren statt finden. 
Ausnahmen von dieser Regel treten jedoch ein, wenn eine Bundesregierung, in 
Ermangelung eigener zureichender Mittel, selbst die Hülfe des Bundes in Anspruch 
nimmt, oder wenn die Bundesversammlung unter den (im 26. Artikel der Schlußacte) 
bezeichneten Umständen, zur Wiederherstellung der allgemeinen Ordnung und 
Sicherheit unaufgerufen einzuschreiten, verpflichtet ist. - Im ersten Falle muß jedoch 
immer in Uebereinstimmung mit den Anträgen der Regierung, welcher die 
bundesmäßige Hülfe geleistet wird, verfahren, und im zweiten Falle ein Gleiches, 
sobald die Regierung wieder in Thätigkeit gesetzt ist, beobachtet werden. 
 
Art. 7. Die Executions-Maaßregeln werden im Namen der Gesammtheit des Bundes 
beschlossen und ausgeführt. Die Bundesversammlung ertheilt zu dem Ende, mit 
Berücksichtigung der Local-Umstände und sonstigen Verhältnisse, einer oder mehreren 
bei der Sache nicht betheiligten Regierungen den Auftrag zur Vollziehung der 
beschlossenen Maaßregeln, und bestimmt zugleich sowohl die Stärke der dabei zu 
verwendenden Mannschaft, als die nach dem jedesmaligen Zwecke des Executions-
Verfahrens zu bemessende Dauer desselben. 
 
Art. 8. Die Regierung, an welche der Auftrag gerichtet ist, und welche solchen als eine 
Bundespflicht zu übernehmen hat, ernennt zu diesem Behuf einen Civil-Commissär, 
der, nach einer von der Bundesversammlung zu ertheilenden besondern Instruction, das 
Executions-Verfahren unmittelbar leitet. 
 
Wenn der Auftrag an mehrere Regierungen ergangen ist, so bestimmt die 
Bundesversammlung, welche derselben den Civil-Commissär zu ernennen hat. Die 
beauftragte Regierung wird während der Dauer des Executions-Verfahrens die 
Bundesversammlung von dem Erfolge desselben in Kenntniß erhalten, und sie, sobald 
der Zweck vollständig erfüllt ist, von der Beendigung des Geschäfts unterrichten. 
 
Art. 9. Wenn eine Regierung sich weigert, die Ausführung der ihr aufgetragenen 
Executions-Maaßregeln zu übernehmen, so hat die Bundesversammlung über die 
Erheblichkeit oder Unzulänglichkeit der Weigerungsgründe zu entscheiden. Erkennt sie 
diese Gründe für erheblich, oder findet sie selbst Anstände, das Executions-Verfahren 
durch die früher bezeichnete Regierung vornehmen zu lassen, so hat sie solches einer 
andern Bundesregierung zu übertragen. Dasselbe findet auch statt, wenn die zuerst 
ernannte Regierung, ohne anerkannte hinlängliche Entschuldigungsgründe, auf 
Ablehnung des Auftrags beharret, und diesen deßhalb unerfüllt läßt; in solchem Falle 
bleibt jedoch letztere zum Schadenersatz gehalten und für alle sonst daraus 
entstehenden nachtheiligen Folgen dem Bunde verantwortlich. 
 
Art. 10. Wenn nicht, nach einer bestimmten Erklärung der Bundesversammlung, Gefahr 
auf dem Verzuge haftet, soll die mit dem Executions-Verfahren beauftragte Regierung 
den betheiligten Bundesstaat von dem ihr ertheilten Auftrag benachrichtigen, mit der 
Anzeige: daß, wenn binnen drei Wochen eine genügende Erfüllung der Beschlüsse, auf 



welche diese Maaßregeln Bezug haben, nicht nachgewiesen seyn sollte, die wirkliche 
bundespflichtmäßige Vollziehung der letztern unfehlbar erfolgen werde. 
 
Art. 11. Die obere Leitung der angeordneten Vollziehung steht auch in ihrem Fortgange 
der Bundesversammlung zu; an diese werden alle darauf sich beziehenden Berichte und 
sonstigen Anzeigen gerichtet. - Die aus ihrer Mitte gewählte Executions-Commission 
erstattet ihr darüber nähere Anträge, worauf sie ihre Beschlüsse faßt und an die mit der 
Execution beauftragte Regierung die nöthigen Anweisungen erläßt. 
 
Art. 12. Die Vollstreckung der compromissarischen und Austrägal-Erkenntnisse kann 
nur, auf Anrufen der Parteien, von der Bundesversammlung veranlaßt werden. Diese 
hat, nach gutachtlicher Vernehmung ihrer Commission, das Geeignete hierauf zu 
verfügen. 
 
Das Erkenntniß selbst darf in keinem Falle der Gegenstand einer Berathung und eines 
Beschlusses der Bundesversammlung werden. Wenn indeß gegen die Vollziehung noch 
zulässige Einreden vorgebracht werden, die ein weiteres rechtliches Verfahren 
veranlassen können; so sind diese unverzüglich an dasselbe Austrägalgericht zu 
verweisen, von welchem das Erkenntniß ausgegangen ist. In Gemäßheit des hierauf 
erfolgten weitern Ausspruchs, ist durch die Bundesversammlung das erforderliche 
Executions-Verfahren nach den gegebenen Vorschriften zu veranlassen. Ergeben sich 
ähnliche Anstände bei Compromissen und gütlichen Vergleichen, so ist in gewöhnlicher 
Art, jedoch mit möglichster Beschleunigung, ein Austrägalgericht zu ernennen, welches 
über die gegen die Vollstreckung selbst noch vorkommenden Einreden und Zweifel 
rechtlich zu erkennen hat. 
 
Art. 13. Sobald der Vollziehungsauftrag vorschriftsmäßig erfüllt ist, hört alles weitere 
Executions-Verfahren auf, und die Truppen müssen ohne Verzug aus dem mit der 
Execution belegten Staate zurückgezogen werden. 
 
Die mit der Vollziehung beauftragte Regierung hat zu gleicher Zeit der 
Bundesversammlung davon Nachricht zu geben. 
 
Entstehen wegen eines verlängerten Aufenthalts Beschwerden, so hat die 
Bundesversammlung über den Grund derselben, und die daraus erwachsenden 
Entschädigungs-Ansprüche zu entscheiden. 
 
Art. 14. Die Kosten der Execution sind auf den wirklichen, nach dem Zwecke zu 
bemessenden Aufwand zu beschränken. Die Bundesregierung, gegen welche die 
Execution verfügt worden, hat dieselben, so weit sie liquid sind, ohne Aufenthalt zu 
berichtigen, oder hinreichende Sicherheit dafür zu stellen. Einwendungen oder 
Beschwerden, welche noch dagegen erhoben werden, sind bei Executionen, die nicht in 
Folge förmlicher Rechtsstreitigkeiten verhängt worden, durch die Bundesversammlung 
auf erstatteten Vortrag der Bundestags-Commission auszugleichen; bei Executionen 
austrägalrichterlicher Erkenntnisse aber sind dieselben durch das Austrägalgericht, 
welches das Erkenntniß erlassen hat, zu entscheiden. Der Landesregierung bleibt es in 
den (im Art. 26 der Schlußacte) bezeichneten Fällen überlassen, die Schuldigen zur 



Bezahlung der durch ihre Vergehungen veranlaßten Kosten im gesetzlichen Wege 
anzuhalten. 
 
 


